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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt für das Verfahren zur Vergabe der Gaskonzession 
in der Ortschaft Wülknitz die Bewertungskriterien gemäß Ziffer 5 der Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:
- § 46 EnWG
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Darlegung des Sachverhalts / Begründung 


 


0. Vorbemerkung 


Für das Gebiet der Ortschaft Wülknitz ist ein Verfahren zur Vergabe der Gaskonzession 


durchzuführen. Zu diesem Zweck sind die Vergabekriterien zu beschließen, bevor die Inte-


ressenten zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert werden. Dem liegt folgender Sachver-


halt zugrunde: 


 


 


1. Begriffsbestimmungen: Konzession, Konzessionsabgabe, Netzentgelt 


 


Die (Strom-/Gas-)Konzession ist der Sache nach nichts anderes als die Erlaubnis, öffentliche 


Verkehrswege zur Verlegung von Leitungen und Zubehör benutzen zu dürfen. Dementspre-


chend sieht § 46 Abs. 1 Satz 1 EnWG1 vor: 


 


„Gemeinden haben ihre öffentlichen Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb 


von Leitungen, einschließlich Fernwirkleitungen zur Netzsteuerung und Zubehör, zur 


unmittelbaren Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet diskriminierungs-


frei durch Vertrag zur Verfügung zu stellen.“ 


 


Im Gegenzug hat das konzessionierte Energieunternehmen ein Entgelt, die sogenannte 


Konzessionsabgabe, an die Gemeinde zu zahlen. Deren Höchstbetrag ist gesetzlich in der 


Konzessionsabgabenverordnung geregelt. Die Gemeinden können den Abschluss von Kon-


zessionsverträgen ablehnen, solange das Energieunternehmen die Zahlung von Konzessi-


onsabgaben in Höhe der Höchstsätze verweigert und eine Einigung über die Höhe der Kon-


zessionsabgaben noch nicht erzielt ist (§ 46 Abs. 1 Satz 2 EnWG). 


 


Das konzessionierte Energieunternehmen seinerseits legt die Kosten für das Strom- bzw. 


Gasnetz und damit auch die Kosten aus der Konzessionsabgabe auf die das Netz nutzenden 


Strom- bzw. Gaslieferanten um und erhebt für die Durchleitung ein Netzentgelt. 


 


Das Netzentgelt kann allerdings vom Netzbetreiber nicht völlig frei bestimmt werden. Viel-


mehr unterliegen die Netzentgelte der Regulierung durch die Regulierungsbehörden, die auf 


Grundlage der Anreizregulierungsverordnung für jeden Netzbetreiber und jedes Kalenderjahr 


Erlösobergrenzen festlegt. Zusätzlich wird die Erlösobergrenze jedes Netzbetreibers jährlich 


um einen von der Regulierungsbehörde festgelegten Prozentsatz unter Berücksichtigung der 


                                                 
1 Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz - EnWG) 
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Verbraucherpreisentwicklung, des Produktivitätsfortschritts und ggf. weiterer Faktoren abge-


senkt. Auf der Grundlage der Erlösobergrenze wird dann nach den Regeln der Stromnetz-


entgeltverordnung bzw. Gasnetzentgeltverordnung das Netzentgelt für die Nutzung des 


Stromnetzes ermittelt und wenn erforderlich jährlich angepasst. 


 


 


2. Konzessionsgebiet / Konzessionsabgabe / bisheriger Konzessionsnehmer 


Konzessionsgebiet ist das Gebiet der ehemalige Gemeinde Wülknitz. Das Netz hat eine Ge-


samtlänge von 2,07 km; es existieren 62 Zähler. Das jährliche Konzessionsabgabenauf-


kommen beträgt ca. 800 Euro. bisheriger Konzessionsnehmer ist die MITGAS Mitteldeutsche 


Gasversorgung GmbH. 


 


 


3. Sachverhalt / bisheriges Verfahren 


Mit Beschluss des Stadtrates vom 13.12.2012 (Beschluss-Nr. 12/StR/22/008) wurden die 


Stromkonzession vollständig die Gaskonzession jedoch mit Ausnahme des Gebietes der 


Ortschaft Wülknitz vergeben. Hintergrund war, dass die Gaskonzession für das Gebiet der 


ehemaligen Gemeinde Wülknitz erst am 31.01.2016 ausläuft. Inzwischen steht jedoch auch 


die Neuvergabe der Gaskonzession für Wülknitz an. 


 


Hierzu wurde zunächst die MITGAS Mitteldeutsche Gasversorgung GmbH aufgefordert, die 


maßgeblichen Netzdaten an die Stadt Köthen (Anhalt) zu übermitteln. Diese Daten sind für 


Mitbewerber um die Konzession erforderlich, um die Wirtschaftlichkeit einer Netzübernahme 


zu prüfen. Die Strukturdaten zum Netz wurden mit Schreiben vom 12.12.2013 vorgelegt. 


 


Da es sich um ein sehr kleines Netz handelt, wurde anders als im ersten Konzessionsverfah-


ren durch die Verwaltung keine eigene Wirtschaftlichkeitsanalyse einer Netzübernahme 


durchgeführt. 


 


Das Auslaufen des Gaskonzessionsvertrages wurde am 30.01.2014 im Bundesanzeiger be-


kannt gemacht. Die Bewerbungsfrist endet mit Ablauf des 30.04.2014. Daraufhin bekundeten 


folgende Unternehmen ihr Interesse am Abschluss eines Konzessionsvertrages: 


 


- MITGAS Mitteldeutsche Gasversorgung GmbH, 


- Köthen Energie GmbH. 
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4. Weiteres Verfahren 


Auch wenn auf Konzessionsverträge das Vergaberecht keine Anwendung findet, gelten die-


selben Grundsätze eines diskriminierungsfreien und transparenten Verfahrens. Das Verfah-


ren soll wie folgt gestaltet werden: 


 


- Zunächst bedarf es vorab festzulegender, verbindlicher Auswahlkriterien. Diese Krite-


rien (siehe 5.) sind vom Stadtrat zu beschließen. 


 


- Anschließend werden die Bewerber aufgefordert, ihre Vertragsangebote für den Ab-


schluss eines Konzessionsvertrages abzugeben. 


 


- Auf der Grundlage der Angebote finden dann Gespräche mit den Bietern statt. 


 


- Die endgültigen Angebote werden dann entsprechend den vom Stadtrat beschlosse-


nen Kriterien geprüft. 


 


- Der Stadtrat entscheidet sodann über den Zuschlag entsprechend den festgelegten 


Kriterien. 


 


 


5. Vergabekriterien 


Da sich die Rechtsprechung zu den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Konzessions-


vergabe ständig weiterentwickelt, konnte die Kriterien des ersten Verfahrens nicht ohne Wei-


teres übernommen werden. Durch Rödl & Partner, die die Stadt Köthen (Anhalt) schon im 


ersten Verfahren beraten haben, wurde in Abstimmung mit der Verwaltung ein neuer Krite-


rienkatalog erarbeitet, der der aktuellen Rechtslage Rechnung trägt. Entscheidend ist, dass 


sich die Vergabe der Konzession an den Zielen des EnWG zu orientieren hat. Diese ergeben 


sich aus § 1 EnWG: 


 


„Zweck des Gesetzes ist eine möglichst sichere, preisgünstige, verbraucherfreundli-


che, effiziente und umweltverträgliche leitungsgebundene Versorgung der Allgemein-


heit mit Elektrizität und Gas, die zunehmend auf erneuerbaren Energien beruht.“ 


 


Ferner darf sich die Stadt Köthen (Anhalt) keine Leistungen des Konzessionsnehmers ver-


sprechen lassen, die mit den gesetzlichen Regelungen nicht vereinbar sind. Folgende Krite-


rien und Gewichtungen werden vorgeschlagen: 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


1. Qualität des Netzbetriebs- und Servicekonzeptes 


1.1 Versorgungssicherheit 


Referenzen in Bezug auf einen vergleichbaren 
Netzbetrieb bzw. Betriebskonzept 


Dieses Kriterium dient der Beurteilung der Geeignetheit des Bewerbers zum Betrieb des Netzes im 
Konzessionsgebiet. Die Dauer der Betätigung als Netzbetreiber und die Art und Größe der betriebenen 
Netze können hierbei Rückschlüsse auf Erfahrungen und Geeignetheit bieten. 


 
8 


Die Bewerber müssen nachweisen können, dass sie über ausreichendes und qualifiziertes Personal 
verfügen um Störungen im Netzbetrieb schnell beheben zu können. Die Bewerber sollen insbesondere 
eine Aussage zu Besetzung, Erreichbarkeit der Leitstelle und Entfernung des Stützpunktes des Netz-
wartungspersonals treffen. Aussagen zu Vertriebsstrukturen werden nicht berücksichtigt. 


 


Besetzung der Leitstelle 3 


Qualifikation des Personals 3 


Erreichbarkeit der Leitstelle 3 


Hinreichend Personal im Bereich Netzbetrieb 
„vor Ort“ 


Entfernung des Stützpunktes des Netzwartungspersonals 3 


12 


Die durchschnittliche Zeit von Versorgungsunterbrechungen der Bewerber – bezogen auf die jeweiligen 
Netzebenen – können z. B. in Gestalt des SAIDI-Werts2 angegeben werden. Die Bewerber sollen ihre 
Ausfallzeiten erläutern und zu Unterbrechungen Stellung beziehen (geplant (z. B. Zählerwechsel) / 
ungeplant). Im Rahmen des Kriteriums soll zudem ein Konzept zur Störungsbeseitigung vorgelegt wer-
den. 


 


Durchschnittliche Höhe der Ausfallzeiten der letzten drei Jahre 3 


Plausible Erläuterung der Ausfälle 3 


Versorgungssicherheit (z.B. Versorgungsun-
terbrechungen; Durchschnitt der letzten drei 
Jahre) 


Konzept zur Störungsbeseitigung 3 


9 


Der 24-Stunden-Notdienst dient dem sicheren Netzbetrieb. Das erforderliche Personal muss dabei 
zeitnah zur Verfügung stehen, damit Störungen unverzüglich behoben werden können. Die Bewerber 
sollen in diesem Zusammenhang insbesondere auch die durchschnittliche Zeit für die Beseitigung der 
Störung angeben. 


 


Gewährleistung des 24-Stunden-Notdienstes 3 


Gewährleistung 24-Stunden-Notdienst; Reak-
tionszeit zur Störungsbeseitigung 


Durchschnittliche Zeit für die Störungsbeseitigung 3 


6 


Investitionstätigkeit, Jahresplanung zur Netz-
pflege (Netzsicherheit) 


Zukünftige Investitionen zum Erhalt der Netzfunktion und der Versorgungszuverlässigkeit sollen aufge-
zeigt werden. Insbesondere sollen Aussagen zu Investitionen im Hinblick auf die Netzstruktur (z. B. 
Ringschlusskonzept) und zur Netzmodernisierungsstrategie gemacht werden sowie Konzepte zur 


 
15 


                                                 
2 System Average Interruption Duration Index: diese Kenngröße bestimmt die durchschnittliche Dauer innerhalb eines Jahres, in der ein Kunde von einer Versorgungsunterbrechung betrof-
fen ist. 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


Netzpflege, Jahresplanung, und Bauzeitverkürzung vorgelegt werden. 


Zukünftige Investitionen im Hinblick auf die Netzstruktur 3 


Netzmodernisierungsstrategie 3 


Netzpflegekonzept 3 


Konzept zur Jahresplanung 3 


 


Konzept zur Bauzeitverkürzung 3 


 


1.2 Preisgünstige Versorgung 


Zu erwartende Höhe der Netznutzungsentgel-
te 


Die Bewerber sollen eine verlässliche Prognose der Netznutzungsentgelte für das ausgeschriebene 
Konzessionsgebiet abgeben, wobei verschiedene Szenarien (z. B. unterschiedliche Kosten für techni-
sche oder galvanische Entflechtung) berücksichtigt werden sollten. 


 
10 


Die Bewerber sollen die die zu erwartende Höhe und die Systematik für die Berechnung der Baukos-
tenzuschüsse und Anschlusskosten angeben. 


 


Höhe der Baukostenzuschüsse 4 


Höhe und Systematik der Berechnung der 
Baukostenzuschüsse und Anschlusskosten 


Höhe der Anschlusskosten 4 


8 


1.3 Verbraucherfreundliche Versorgung 


Energieberatung Der Konzessionär soll den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt im Zusammenhang mit dem Netzbetrieb 
auch beratend zur Seite stehen. Die Bewerber sollen darlegen, welche Beratungsleistungen angeboten 
werden. Die Stadt lässt sich hier keine Vorteile versprechen, die nicht marktüblich honoriert werden. 


 
4 


Hier werden Auskünfte über Kundencenter erwartet, insbes. Anzahl, Ort und Öffnungszeiten. Zusätzlich 
werden Angaben zu der Erreichbarkeit der Bewerber im Wege sonstiger Kommunikationsmittel berück-
sichtigt. Bewertet werden zudem Angaben zu Bearbeitungsfristen von Kundenanfragen sowie die ver-
tragliche Zusicherung der Einhaltung der Fristen. Die Unbundling-Vorschriften der §§ 6 ff. EnWG sind 
zu beachten. 


 


Ort und Öffnungszeiten der Kundencenter (je 50% der Gewichtung des Unterkriteriums) 2 


Erreichbarkeit im Wege sonstiger Kommunikationsmittel 2 


Örtliches Servicekonzept 


Vertragliche Zusicherung zu Bearbeitungsfristen von Kundenanfragen 2 


6 


Bewertet wird die Qualität des Konzeptes zum Beschwerdemanagement bezogen auf die Verbraucher-
freundlichkeit. Die Bieter haben darzustellen, in welchen Zeiträumen Beschwerden von Kunden bear-
beitet werden, welche Maßnahmen zur Qualitätssteigerung vorgesehen sind. 


 Qualität und Verbindlichkeit des Beschwer-
demanagements 


Fristen für die Bearbeitung von Kundenbeschwerden 2 


4 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


Maßnahmen zur Qualitätssteigerung 2 


Individuelle Förderung der Verbraucherfreund-
lichkeit 


Die Bewerber haben die Möglichkeit darzulegen, welche netzbezogenen Maßnahmen zur Förderung 
der Verbraucherfreundlichkeit sie zusätzlich erbringen können.  


 
4 


1.4 Effiziente Versorgung 


Effizienznachweise des Netzbetreibers Die Bewerber sollen den Effizienzwert im Effizienzvergleich der BNetzA gemäß der Anreizregulierungs-
verordnung oder vergleichbare internationale Nachweise vorlegen. 


 
2 


Die Bewerber sollen ein Konzept zur zukünftigen Effizienzentwicklung im Konzessionsgebiet vorlegen. 
Aspekte hierbei sind z.B. eine effektive Ressourcennutzung, die Nutzung von Synergieeffekten (z. B. 
gemeinsame Bevorratung, gemeinsamer Einkauf), Skaleneffekten oder eine spartenübergreifende 
Zusammenarbeit (Netze für Gas, Strom, Wasser und Fernwärme)  


 


effektive Ressourcennutzung 2 


Synergieeffekte 2 


Skaleneffekte 2 


Konzept zur Effizienzentwicklung 


Sonstige Potentiale zur Steigerung der Effizienz 2 


8 


Durch eine umfangreiche Nutzung von Straßenaufbrüchen kann deren Effizienz gesteigert werden. 
Bewertet wird daher in diesem Zusammenhang die Bereitschaft der Bewerber bei Straßenaufbrüchen 
Leerrohre mit zu verlegen. Berücksichtigt wird bei diesem Kriterium auch die Verbindlichkeit und Durch-
setzbarkeit der entsprechenden Auskünfte sowie Angaben zu den durch die Inanspruchnahme des 
etwaigen Angebots entstehenden Kosten. Die Stadt lässt sich hier keine Vorteile versprechen, die nicht 
marktüblich honoriert werden. 


 


Bereitschaft zur Mitverlegung von Leerrohren 3 


Verbindliche Regelung zur Mitverlegung von Leerrohren 3 


Mitverlegung von Leerrohren 


Regelung zur Kostentragung der Mitverlegung im Rahmen des § 3 KAV 3 


9 


1.5 Umweltverträgliche Versorgung 


Berücksichtigung von Belangen der Umwelt-
verträglichkeit im Rahmen der Leistungs-
durchführung 


Die Bewerber sollen z.B. einschlägige Zertifizierungen vorlegen und Maßnahmen zur Berücksichtigung 
von Umweltbelangen im Rahmen der Errichtung und des Betriebs des Gasversorgungsnetzes erläutern 
(z. B. durch einen entsprechenden Fuhrpark, Minimierung des Flächenverbrauchs, etc.). 


 


 Einschlägige Zertifizierungen 2 


 Umweltfreundlichkeit des Fuhrparks 2 


 Minimierung des Flächenverbrauchs 2 


 Sonstige Maßnahmen zur Förderung eines umweltfreundlichen Netzbetriebs 2 


8 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


Hier sollen Konzepte vorgelegt werden, z. B. für die Erstellung eines Umweltentwicklungsplans und die 
Öffentlichkeitsarbeit zur Stärkung der Akzeptanz der Bürger. Die Stadt lässt sich hier keine Vorteile 
versprechen, die nicht marktüblich honoriert werden. 


 


Konzept für die Erstellung eines Umweltplans im Rahmen des § 3 KAV 3 


Öffentlichkeitsarbeit zur Stärkung der Akzeptanz der Bürger für den Ausbau erneuerbarer Energien 2 


Beratungsleistungen hinsichtlich einer um-
weltverträglichen Energieversorgung 


Sonstige Beratungsleistungen hinsichtlich einer umweltverträglichen Versorgung 2 


7 


Zwischenergebnis:  120 


2. Aspekte des Konzessionsvertrages 


2.1 Leistungen an die Stadt Köthen (Anhalt) 


Gewährung des höchstzulässigen Gemeinde-
rabatts gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 KAV; Gewäh-
rung von Verwaltungskostenbeiträgen.  


Dieses Kriterium hat vor allem wirtschaftliche Bedeutung. Das Gesetz sieht nur begrenzte Möglichkei-
ten vor, wie die Stadt von dem Konzessionsvertrag wirtschaftlich profitieren kann. Dazu gehört der 
Gemeinderabatt in Höhe von derzeit 10 % der Netznutzungsentgelte für den Eigenverbrauch der Stadt 
und ihrer Eigenbetriebe und Eigengesellschaften, sofern diese nicht auf Wettbewerbsmärkten tätig sind. 
Verwaltungskostenbeiträge sind Beiträge der Energieversorgungsunternehmen für Leistungen, die die 
Stadt auf Verlangen oder im Einvernehmen mit dem Energieversorgungsunternehmen für dieses er-
bringt. 


 


5 


 Gewährung des höchstzulässigen Gemeinderabatts 3  


 Gewährung von Verwaltungskostenbeiträgen 2  


Die Konzessionsabgaben werden vielfach erst nach Ablauf eines Jahres entrichtet. Wünschenswert 
sind im Laufe des Jahres geleistete Abschlagszahlungen, die sich nach den Bedürfnissen der Stadt 
richten. Im Rahmen der diesbezüglichen Regelungen lässt die Stadt sich keine Vorteile versprechen, 
die nicht marktüblich honoriert werden. 


 


Modalitäten der Abschlagszahlungen 2 


Frühzeitige Abrechnung der Konzessionsabgabe 2 


vorteilhafte Abschlagszahlungen; frühzeitige 
Abrechnung der Konzessionsabgabe; Prüfung 
bzw. Testierung der Abrechnung 


Möglichkeiten der Überprüfung der Abrechnung im Rahmen des § 3 KAV 2 


6 


Gewährleistung der Konzessionsabgabenzah-
lung nach Auslaufen des Konzessionsvertra-
ges 


Gemäß § 48 Abs. 4 EnWG besteht die Pflicht zur Zahlung der vertraglich vereinbarten Konzessionsab-
gaben auch nach Ablauf des Wegenutzungsvertrages für ein Jahr fort, es sei denn, dass zwischenzeit-
lich eine anderweitige Regelung getroffen wird. Im Rahmen dieses Kriteriums wird bewertet, ob und 
unter welchen Bedingungen der angebotene Konzessionsvertrag im Rahmen des rechtlich Zulässigen 
die Fortzahlung der Konzessionsabgabe über diesen Zeitraum hinaus vorsieht. 


 


4 


2.2 Zusammenarbeit mit der Stadt Köthen (Anhalt) 


Detaillierte Abstimmung bei Baumaßnahmen; Vor Errichtung, Erweiterung oder Änderung von Verteilungsanlagen sollten der Stadt Baupläne vorge-  8 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


legt werden. Aufgrund von Kostenreduzierung (z. B. Kostenteilung), und dem Aspekt, dass die Stra-
ßenbenutzung für die Bürger nicht übermäßig eingeschränkt wird, sollte vertraglich geregelt sein, dass 
der Bewerber die Straßenaufbrüche der Stadt sowie Dritter mitbenutzt. Voraussetzung für den Beginn 
von Gewährleistungsfristen sollte eine förmliche Abnahme durch die Stadt sein. Die Stadt lässt sich hier 
keine Vorteile versprechen, die nicht marktüblich honoriert werden. 


Abstimmung der Baumaßnahmen 2 


Gewährleistungsfrist 2 


Gemeinsame Nutzung von Baumaßnahmen 2 


förmliche Abnahme von Baumaßnahmen; 
Gewährleistungsfrist für Baumaßnahmen; 
Gemeinsame Nutzung von Straßenaufbrü-
chen 


Förmliche Abnahme von Baumaßnahmen 2 


Verpflichtung zum Rückbau stillgelegter Anla-
gen 


Die Stadt erwartet eine möglichst weitgehende Verpflichtung der Bieter zum Rückbau von Anlagen, die 
stillgelegt sind und zur Versorgung nicht mehr genutzt werden.  


 
5 


Verteilung der Folgekosten Folgekosten sind die Kosten, die anfallen, wenn Leitungen und Versorgungsanlagen aufgrund von Bau- 
und Unterhaltungsmaßnahmen der Stadt gesichert oder verlegt werden. Die Stadt lässt sich hier keine 
Vorteile versprechen, die nicht marktüblich honoriert werden. 


 
6 


Mitspracherecht und Einflussmöglichkeit der 
Stadt auf den Netzbetrieb (z. B. durch Ener-
giebeirat) 


Die Stadt erhält hierdurch Einflussmöglichkeiten auf den Unterhalt, die Planung und den Ausbau der 
Netze. Die Einrichtung eines Energiebeirats oder sonstigen Gremiums, das Stadt und Bürger informiert 
und Anregungen entgegen nehmen kann, ist gewünscht.  


 


 Vertragliche Verpflichtung zu Einrichtung eines entsprechenden Gremiums  3 


 Entscheidungskompetenzen des Gremiums 3 


6 


2.3 Endschaftsbestimmungen 


Hier wird die Bereitschaft bewertet, der Stadt Kündigungsrechte vor Ablauf der Vertragslaufzeit einzu-
räumen. Unter Change of Control versteht man ein Kündigungsrecht im Falle des Wechsels der Kon-
trolle über den Konzessionär, der die Schutzziele der § 1 EnWG in Frage stellen könnte (Änderung der 
Eigentumsstruktur an dem Konzessionär). 


 


Sonderkündigungsrechte 6 


Sonderkündigungsrechte (vorzeitige Kündi-
gungsrechte der Stadt, Change of Control) 


Regelung für den Fall der Change of Control 2 


8 


Regelung zu den Kosten der Netztrennung Diese Regelung bestimmt die Kostentragungspflicht hinsichtlich der Kosten die nach Ende des Konzes-
sionsvertrages für die Netztrennung anfallen. Unterschieden wird in Netzentflechtung- und -
einbindungskosten. Die Stadt lässt sich hier keine Vorteile versprechen, die nicht marktüblich honoriert 
werden. 


 


6 


Umfang des Übereignungsanspruchs nach 
Ende des Konzessionsvertrags 


Nach Ablauf eines Konzessionsvertrags entsteht oftmals Streit darüber, welche Anlagen von dem ge-
setzlichen Übereignungsanspruch umfasst sind, insbesondere ist die Pflicht zur Übereignung von ge-
mischt genutzten Anlagen häufig strittig. Um Auseinandersetzungen zu vermeiden wird diesbezüglich 


 
6 
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Auswahlkriterium Erläuterung des Kriteriums Unterpunkte Höchstpunktzahl 


ein möglichst weitgehender Anspruch der Stadt bzw. des Neukonzessionärs angestrebt, wobei sich die 
Stadt auch hier keinen Vorteil versprechen lässt, der nicht marktüblich honoriert wird.  


Wirtschaftlich angemessene Vergütung unter 
Berücksichtigung der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung 


Gesetzlich ist nicht im Detail vorgeschrieben, wie sich der angemessene Kaufpreis der Netze nach 
Beendigung des Konzessionsvertrages bemisst ("wirtschaftlich angemessene Vergütung"). In der Pra-
xis anzutreffende Alternativen sind unter anderem: Sachzeitwert, Ertragswert. Positiv bewertet wird hier 
der Ertragswert. Auch die Berechnungsmethode soll angegeben werden (z. B. IDW S 1). Die Stadt lässt 
sich keine Vorteile versprechen, die nicht marktüblich honoriert werden. 


 


6 


Zustimmungsvorbehalt der Stadt bei Veräuße-
rung des Verteilernetzes 


Die Veräußerung des Verteilernetzes soll nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Stadt möglich sein.  
6 


Auskunftsanspruch Vor Beendigung des Konzessionsvertrages werden Informationen über das Verteilernetz benötigt (u.a. 
um dessen Kaufpreis bewerten zu können). Die Bewerber sollen angeben, wie umfangreich und zu 
welchem Zeitpunkt dieser Auskunftsanspruch gewährt wird (z. B. detailliertes Mengengerüst, histori-
sche Anschaffungs- und Herstellungskosten). Außerdem sollten Aussagen zu regelmäßigen Berichts-
pflichten gemacht werden, z. B. zur Jahresplanung, zum Statusbericht, zu Netzengpässen, Störfällen 
und Netzentwicklungen. 


 


 Umfang des Auskunftsanspruchs 4 


 Zeitpunkt(e) des Auskunftsanspruchs 4 
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Zwischenergebnis:  80 


Gesamtergebnis:  200 
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Neben den vorgenannten Kriterien hat jeder Bewerber zwingend darzulegen, dass folgende 


Eignungskriterien erfüllt sind: 


 


- Genehmigung nach § 4 EnWG oder der Nachweis der personellen, technischen und 


wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 


 


- Eigenerklärung, dass Ausschlussgründe entsprechend § 6 Abs. 5 VOL/A nicht vorlie-


gen (z. B. Insolvenz, Liquidation, Zweifel an der Zuverlässigkeit, Abgabe unzutreffen-


der Angaben im Bezug auf die eigene Leistungsfähigkeit). 


 


Sind die genannten Eignungskriterien erfüllt, richtet sich die Bewertung des Angebots nach 


dem Kriterienkatalog, wobei für jedes Kriterium gesondert Punkte vergeben werden. Das 


Angebot mit der insgesamt höchsten Punktzahl erhält letztendlich den Zuschlag. Die Be-


punktung erfolgt anhand einer vergleichenden Betrachtung aller Angebote. Dabei erhält für 


jedes Kriterium jeweils das die Anforderungen am besten erfüllende Angebot die Höchst-


punktzahl. Die übrigen Angebote werden dem Vergleich zu diesem Angebot entsprechend 


niedriger bepunktet. Die Gewichtung der einzelnen Kriterien untereinander ist durch die im 


Kriterienkatalog ausgewiesenen Höchstpunktzahlen vorgegeben. 


 


 


6. Vorschlag der Verwaltung 


Die Verwaltung schlägt vor, die Auswahlkriterien gemäß Ziffer 5 zu beschließen. 
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